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Das Modellprojekt Haus der Statistik 
wird kooperativ und gemeinwohlorien-
tiert von den Koop5 (Senatsverwaltung 
für Stadtentwicklung und Wohnen, 
Bezirk Mitte, BIM Berliner Immobilien-
management GmbH, WBM Wohnungs-
baugesellschaft Berlin-Mitte mbH, ZU-
sammenKUNFT Berlin eG) entwickelt. 

Bei der Entwicklung des Modellprojekts 
spielt die kontinuierliche Mitwirkung der 
breiten Stadtgesellschaft eine zentrale 
Rolle.

In den Themenabenden werden das 
gesamte Quartier Haus der Statistik 
betreffende Themen verhandelt. Hierzu 
werden Gäste für Impulsvorträge einge-
laden, die vor dem Hintergrund der lau-
fenden Quartiersentwicklung reflektiert 
werden. Die Ergebnisse finden Eingang 
in die kooperative Entwicklung des Mo-
dellprojekts Haus der Statistik.
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Mieter:innen-Genossenschaften 
können für gemeinschaftliches 
Wohnen, Selbstverwaltung und 
dauerhafte Sicherung leistbarer 
Mieten als Vorbild dienen. 

Die Zusammenarbeit zwischen 
der ZKB und der WBM beim 
Thema Wohnen ist auf eine 
Kooperation in doppeltem Sin-
ne ausgerichtet: Sie schafft die 
Möglichkeit sowohl gemischter 
Nutzungen als auch gemischter 
Organisationsstrukturen. 

Für die Schaffung von bezahl-
barem Wohnraum müssen die 
Kosten für Planung, Bau und 
Betrieb niedrig gehalten und 
Förderungen in Anspruch ge-
nommen werden. Die dabei 
gesetzten Standards schränken 
die Möglichkeiten eines gemein-
schaftlichen, selbstverwalteten 
und bedarfsgerechten Wohnens 
jedoch ein.

Deshalb müssen die Spielräume 
innerhalb der geltenden Bestim-
mungen genutzt und die Woh-
nungsbauförderung reformiert 
werden. 

z.B. muss bei gefördertem 
Wohnraum minimalen Aus-
baustandards die maximale 
Anzahl der unterzubringenden 
Wohneinheiten veranschlagt 
werden.

Erwachsene Menschen mit und 
ohne Wohnberechtigungsschein 
müssen sich geförderten Wohn-
raum teilen können.

Die frühzeitige Einbindung spä-
terer Nutzer:innen hilft, eine 
bedarfsgerechte Planung zu 
verwirklichen. Dabei stellt sich 
einerseits die Frage nach den 
Modalitäten der Vergabe, ande-
rerseits die Frage nach der Ver-
bindlichkeit.
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Themenabend #2
Mieter:innen-Genossenschaft

Als Experimentierfeld für zukunftswei-
senden Wohnungsbau soll am Haus der 
Statistik ein Neubau für inklusives Woh-
nen entstehen. 

Um für diverse Nutzer:innen auf Dauer 
leistbares Wohnen zur Miete ermögli-
chen, sollen Elemente der kommunalen 
Wohnraumversorgung (breiter Zugang 
+ breite Wirkung) mit Elementen von 
Selbstverwaltung (inkl. Einbezug der 
Nutzer:innen indie Planung + Stärkung 
gemeinschaftlicher Elemente) verknüpft 
werden. 

Besonderes Augenmerk gilt dabei durch 
genossenschaftliche Organisation er-
möglichten Strukturen – unter anderem 
der Einrichtung einer Mieter:innen-Ge-
nossenschaft.

Voneinander lernen für 
lebendige Quartiere

Wohnungen bieten ebenso Möglich-
keiten des Rückzugs wie intensiver 
Gemeinschaft. Gerade Menschen mit 
besonderem Betreuungsbedarf oder 
eingeschränkter Mobilität verbringen hier 
viel Zeit, ebenso wie jene Menschen, 
die sich um andere Haushaltsmitglieder 
kümmern. 

Für die meisten Menschen spielt die 
nahräumliche Vernetzung der Wohnung 
eine große Rolle: Welche Geschäfte sind 
fußläufig erreichbar? Welche Freund:in-
nen wohnen in der Nähe? Wie komme 

ich von hier zum Arzt, zur Arbeit, zum 
Kindergarten? Nicht zuletzt deshalb ist 
es wichtig, dass dort, wo es viele Ar-
beitsplätze und andere infrastrukturelle 
Einrichtungen gibt, auch Wohnungen zur 
Verfügung stehen.

In Berlins Innenstadt leben die meisten 
Menschen zur Miete. Damit Wohnen 
nicht als Ware gehandelt wird, muss 
gelten, dass mit der Miete keine Profite 
gemacht werden. In den letzten Jah-
ren stiegen unter Missachtung dieses 
Grundsatzes die innerstädtischen Immo-
bilienpreise und auch die Mieten, sodass 
viele Menschen bei verändertem Woh-
nungsbedarf keine neue Wohnung inner-
halb ihres angestammten Kiezes finden 
können. 

Häufig werden Mieter:innen sogar direkt 
aus ihrer Wohnung verdrängt. Das trifft 
besonders jene, die ein niedriges Ein-
kommen und kleines Vermögen haben, 
sowie diejenigen, die auf dem Woh-
nungsmarkt anderweitig diskriminiert 
werden (wie z.B. Menschen mit nicht 
deutsch-klingendem Namen). Deshalb 
wird der lange vernachlässigte sozia-
le Wohnungsbau nun verstärkt wieder 
aufgenommen, wobei die landeseigenen 
Wohnungsbau-Unternehmen Verantwor-
tung übernehmen. 

So sollen am Haus der Statistik in zent-
raler Lage 300 geförderte Mietwohnun-
gen für Menschen entstehen, die von 
der Entwicklung auf dem Wohnungs-
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markt besonders betroffen sind.

Von kommunaler Wohn-
raumversorgung lernen

Landeseigene Wohnungsbau-Unterneh-
men wie die WBM haben großes Wis-
sen, viel Erfahrung und die nötige Größe, 
eine Vielzahl von Wohnungen standar-
disiert, schnell und günstig errichten zu 
lassen. Nicht nur deshalb können sie 
Wohnungenim Neubau besonders güns-
tig vermieten. Vor allem aber sind die so 
entstehenden Wohnungen zugänglich für 
eine diverse Nutzer:innenschaft.

Dennoch standen landeseigene Woh-
nungsbau-Unternehmen oft in der Kri-
tik. Dazu zählt eine Planung, die die 
Nutzer:innen nur wenig einbezieht und 
anonyme Wohnanlagen erzeugt, sowie 
die Abhängigkeit von der Politik der 
jeweiligen Regierung. Den Fehlern der 
Vergangenheit wird allerdings entgegen-
gewirkt: So sind im Quartier Haus der 
Statistik Erdgeschoss-Zonen mit klein-
teiliger öffentlicher Nutzung vorgesehen; 
landesweit wird an Leitlinien für die Par-
tizipation gearbeitet.

Aber reicht das aus, um ein lebendiges 
Quartier zu garantieren? Ein funktionie-
rendes Gemeinwesen, in dem gegen-
seitige Hilfe und Unterstützung gewährt 
wird, in dem Arbeiten, Dinge und Räu-
me geteilt werden – untereinander und 
über die Nachbarschaft hinaus? Dafür 
braucht es unter Umständen zusätzliche 
Impulse.

Von selbstverwalteten 
Wohnprojekten lernen

Selbstverwaltete Wohnprojekte haben 
in Berlin eine lange Tradition. Sie verfol-
genleidenschaftlich konkrete Bedarfe 

und erarbeiten in meist kleinerem Maß-
stab und durch viel Eigenleistung kos-
tengünstige Lösungen, die der Markt so 
nicht bieten kann. Dabei unterstützen 
sich die Nutzer:innen gegenseitig und 
trauen sich eine Menge zu. Sie erlangen 
Expertise in Fragen von Immobilienwirt-
schaft, Baukonstruktion und Gemeinwe-
senarbeit. Insofern lassen sich selbstver-
waltete Wohnprojekte auch als konkrete 
Utopien fassen, in denen sowohl Demo-
kratie als auch gesellschaftlicher Wandel 
alltäglich gelebt und eingeübt werden. 

Das Modell stößt aber doch an gewisse 
Grenzen: Einerseits die Schwierigkeit, 
größere Projekte zu stemmen, ande-
rerseits die Schwierigkeit, die eigenen 
Ansprüche an Inklusion zu erfüllen. Wer 
hat die nötige Zeit, das nötige – meist 
milieugebundene – Wissen, die nötige 
Sprachfertigkeit, den nötigen Glauben 
an konkrete Utopien? Wer hat das nötige 
Eigenkapital im Freundes- und Verwand-
tenkreis? 

Hier bietet wiederum die kommunale 
Wohnraumversorgung etablierte Strate-
gien, größere und breiteren Schichten 
zugängliche Projekte zu verwirklichen. 
Deshalb bietet es sich an, die besonde-
ren Qualitäten und Erfahrungen beider 
Traditionen zusammenzudenken.

Kommunal und Selbst-
verwaltet zusammen-
denken

Welche Fragen sich aus diesem Vorha-
ben und insbesondere daraus ergeben, 
wenn die WBM Bauherrin für den Woh-
nungsbau im Sinne der Initiative Haus 
der Statistik wäre, wurde im Themen-
abend#2 besprochen. 
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Genossenschaften sind privatwirtschaft-
lich agierende Gesellschaften, die dem 
Genossenschaftsgesetz unterstehen. 
Genossenschaften agieren nach den 
Prinzipien der Selbsthilfe, Selbstver-
antwortung und Selbstverwaltung so-
wie dem Prinzip der Förderung ihrer 
Mitglieder. Genossenschaften agieren 
gemeinwirtschaftlich: Die Mitglieder 
sind Nutzer:innen und Eigentümer:innen 
zugleich. Genossenschaften sind de-
mokratisch verfasst, jedes Mitglied der 
Genossenschaft hat unabhängig von der 
Menge der Genossenschaftsanteile eine 
Stimme.

Baugenossenschaften

Es gibt Genossenschaften in allen denk-
baren Geschäftsfeldern, besonders weit 
verbreitet sind Baugenossenschaften. 
So stellen Genossenschaften mehr als 
10 % der Berliner Mietwohnungen zur 
Verfügung. Allerdings sind Genossen-
schaften nicht grundsätzlich dem Ge-
meinwohl verpflichtet, sondern erstmal 
nur dem Wohl ihrer Mitglieder. Gerade 
die „alten“ Genossenschaften agieren 
häufig wie privatwirtschaftliche Immobili-
en-Unternehmen.

Junge Genossenschaften

In Berlin haben sich in den letzten 
Jahrzehnten viele neue Baugenossen-
schaften gegründet. Diese „jungen“ 
Genossenschaften experimentieren mit 
verschiedenengenossenschaftlichen 
Modellen. So bietet die genowo eG 
einen rechtlichen und organisatorischen 
Rahmen für gemeinschaftliche Wohnpro-
jekte, die Mietergenossenschaft Selbst-

Bau eG unterstützt aktive Mieterschaften 
beim Kauf ihrer Häuser. 

Mieter:innen-Genossen-
schaften

Der Begriff der Mieter:innen-Genossen-
schaft ist nicht klar definiert. Viele Mie-
ter:innen-Genossenschaften werden ge-
gründet, wenn Mieter:innen gemeinsam 
das Haus kaufen, in dem sie wohnen. 
Hier sind häufig alle Nutzer:innen des 
Hauses Mitglied dieser Genossenschaft, 
die das Haus besitzt und betreibt. 

In anderen Fällen funktionieren Mieter:in-
nen-Genossenschaften als Träger-Genos-
senschaften: Die Genossenschafts-Mit-
glieder sind Vereine, in denen wiederum 
spezifische Gruppen von Nutzer:innen 
organisiert sind. Ein Praxisbeispiel vom 
Kindl-Areal in Neukölln zeigt eine abgestuf-
te Form des Zusammenwirkens von Dach- 
und Trägergenossenschaften: Die beiden 
Bauvorhaben ALLTAG und CRCLR House 
sind jeweils als kleine Träger-Gesellschaften 
(eG und GmbH) organisiert und ihrerseits 
Mitglieder bei einer Dach-Genossenschaft 
(TRSNFRM eG). Mitglieder bei der Alltag 
eG sind wiederum knapp 10 soziale Träger, 
die das Haus in den nächsten Jahrzehnten 
nutzen wollen.

Genossenschaften
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Inklusives Wohnen
Der Wohnungsbau im Sinne der Initiative 
Haus der Statistik soll inklusives Wohnen 
ermöglichen. Das meint zwei Dinge: Ein-
mal die bewusste Reflexion verschiede-
ner diskriminierungsrelevanter Kategori-
en und das Mobilisieren von Ressourcen 
für betroffene Menschen. Dazu gehört 
die barrierefreie Zugänglichkeit eben-
so wie das Mitdenken von Menschen 
verschiedenen Aufenthaltsstatus. Zum 
anderen legt inklusives Wohnen einen 
Schwerpunkt auf gemeinschaftliche As-
pekte des Zusammenlebens. 

Dazu zählt neben dem Einbezug sozialer 
Träger die Einrichtung gemeinschaftlich 
genutzter Räume und die Entwicklung 
neuer Wohnungstypologien. So soll 
auch für jene Haushalts- und Wohnfor-
men, die auf Grund ihrer Größe (wie z.B. 
Groß-WGs) oder ihrer spezifischen Kon-
stellation (wie z.B. Co-Parenting-Projek-
te und Patchwork-Familien) keinen pas-
senden Wohnraum finden, ein Angebot 
geschaffen werden.

Finanzierung

Eine (Teil-)Wohnungsbauförderung durch 
den Senat ist nötig für bezahlbaren Woh-
nungsneubau. 
•	 Kann eine Genossenschaft, die nicht 

selbst baut, in den Genuss von Ge-
nossenschafts-Förderung kommen?	
Ja, Genossenschafts-Förderung gilt 
auch für eine Genossenschaft, die 
nicht selbst investiert – wenn die Ge-
nossenschaft dauerhaft wirtschaftet.
Alternativ könnte die WBM die Hülle 
bauen und die Mieter:innen-Genos-
senschaft übernimmt den Innenaus-
bau

•	 Kann der Erbbauzins im Residualver-
fahren festgelegt werden?

•	 Kann das Nutzungsentgelt für genos-
senschaftlich verwaltete Wohnungen 
mehr als 10 € / qm betragen?

Mitbestimmung 
 
Die frühzeitige Mitbestimmung der Nut-
zer:innen sowie eine bedarfsgerechte 

Planung sind im Sinne einer nutzergetra-
genen Objektentwicklung erwünscht. 

Dabei muss ein Umgang mit bestimm-
ten Standards gefunden werden. So legt 
die Wohnungsbauförderung einen Fokus 
auf abschließbare Wohneinheiten und 
Belegungsbindung, wobei sie Haushal-
ten je nach Anzahl der Mitglieder eine 
bestimmte Wohnungsgröße zugesteht. 
Wohneinheiten spiegeln nicht die Anzahl 
der Nutzer:innen wider. Beispiel:

•	 Auf 140 qm kann man vier 1-Zimmer 
Wohneinheiten á 35 qm, bewohnt von 
je einer Person, und eine 6-Zimmer 
Wohneinheit á 140 qm, bewohnt von 
fünf Personen unterbringen. Im einen 
Fall entstehen 4 Wohneinheiten, im 
anderen nur 1 Wohneinheit, aber es 
werden mehr Menschen mit Wohn-
raum versorgt.

Am Beispiel einer Groß-WG drängen 
sich folgende Fragen auf: 

Diskussion
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•	 Müssen 5 Erwachsene und 5 Kinder 
sich mit einer 10-Zimmer-Wohnung 
begnügen? Können Privaträume die 
Zimmer-Mindestgröße unterschreiten, 
wenn die Gemeinschaftsräume dafür 
größer sind?

•	 Müssen alle 5 Erwachsenen WBS-be-
rechtigt sein, um in der Wohnung 
wohnen zu dürfen?

•	 Wenn der Work-Around für diese 
Fragen darüber funktioniert, die Woh-
nung in mehrere separat funktions-
fähige Wohneinheiten aufzusplitten: 
Was fängt man mit den ganzen Bä-
dern und Teeküchen an?

Die Leitlinien der WBM geben ebenfalls 
Standards vor: Die Vergabevorgaben im 
kommunalen Wohnungsbau legen bspw. 
standardisierte Verfahren zum Ressour-
cenzugang fest, die für Gleichberechti-
gung anhand spezifischer Auswahlkrite-
rien sorgen sollen.

•	 Wie kann bedarfsgerecht geplant 
werden, wenn nicht klar ist, wer die 
späteren Nutzer:innen der Wohnun-
gen sein werden?

Eine weitere Befürchtung in Bezug auf 
nicht-klassische Wohnungszuschnitte 
lautet:

•	 Was passiert, wenn Wohnwünsche 
und Haushaltsformen sich ändern 
sollten? Finden sich Nachmieter:in-
nen für die leerstehenden Wohnung?

Dementsprechend ist es nicht leicht, 
spätere Nutzer:innen unter dem Dach 
der WBM an bedarfsgerechter Planung 
geförderter Wohnungen zu beteiligen 
– insbesondere jenseits klassischer 
Wohnungszuschnitte. In der Diskussi-
on wurden einige Ideen gesammelt und 
weiterentwickelt, wie Anspruch und 

Wirklichkeit zusammengebracht wer-
den und Spielräume geschaffen werden 
könnten:

Konzeptvergabe in der 
Planungsphase 
 
Eine Konzeptvergabe in der Planungs-
phase ist für einen gewissen Prozentsatz 
des Wohnraums möglich. Auswahlkriteri-
en müssen vorher definiert und transpa-
rent kommuniziert werden. Dann können 
Gruppen von Nutzer:innen in den Pla-
nungsprozess eingebunden werden. 

•	 Was wären Auswahlkriterien für die 
zukünftigen Nutzer:innen? Wie kann 
das Problem “wer zuerst kommt, 
mahlt zuerst” gelöst werden?

•	 Für Verbindlichkeit in beide Richtun-
gen muss die WBM mit Mieter:innen 
rechnen können, Mieter:innen müs-
sen aber auch mit der WBM rechnen 
können. Es bietet sich an, wenn Nut-
zer:innen sich in einer Rechtsform 
organisieren (wie z.B. Verein, Genos-
senschaft...)

•	 Darüber hinaus gilt es, eine Nutzer:in-
nen-Selbstverpflichtung (bspw. in 
Bezug auf bestimmte Vergabeschlüs-
sel in der Belegung) mittels Anreizen 
zu sichern.

Ansonsten gilt es, mittels Flexibilität 
Spielräume im Planungsprozess, bei der 
Nutzer:innen-Auswahl und für die Zweit- 
und Drittverwertung der Wohnungen zu 
schaffen. 
 
Flexibilität durch 
Selbstausbau

•	 Wohnungen in minimalem Ausbaus-
tandard übergeben. Rohbau, Fassade 
und Infrastruktur erstellen, darüber 
Fixpunkte und Spielräume definieren, 
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Einführung in den Stand der Dinge

Im Fokus: Thementisch Mitwirkung

Hinter der Säule: Input Renate Berg, genowo eG

Input: André Moschke, SenSW
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Bei Apfelsaft und Wasser: Diskussionen in der Pause

Im Zeichen der ZUsammenKUNFT

kommunal & selbstverwaltet Wohnen

Im Hintergrund: Thementisch Finanzierung

Input: Simon Lee, TRNSFRM eG
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Anschlüsse vorhalten, Optionen er-
möglichen.

•	 Fördermöglichkeiten für Wohnraum 
im Selbstausbau / veredelten Rohbau 
müssten eingerichtet werden, zudem 
müsste die Summe der maximal un-
terzubringenden Wohneinheiten aner-
kannt werden.

•	 Für die Perspektive des Selbstaus-
baus durch Nutzer:innen müssen 
Grundlagen geschaffen und Stan-
dards definiert werden, z.B.: Ver-
pflichtung der Mieterin, Zertifikate für 
bestimmte Arbeiten nachzuweisen.

•	 Bei vergleichbaren Projekten in der 
Schweiz wird maximaler Ausbaustan-
dard angestrebt, um Kosten kalkulier-
barer zu machen.

 
Flexibilität in der Typo-
logie

Typenentwicklung
•	 Besonders vielseitig nutzbare Typolo-

gie für Groß-WGs und Cluster-Woh-
nen entwickeln

•	 Nicht auf eine Gruppe maßschnei-
dern, um Zweitverwertung zu sichern

•	 Sollte Substandard entstehen, so 
muss sich das in den Kosten wider-
spiegeln

•	 Idee: Umlage zahlen für bauliche Ver-
änderungen nach Auszug.

Typenmischung
•	 Ausweich- und Entwicklungsmöglich-

keiten bei Lebensform-Wandel
•	 Feste Wohnungen, flexible Joker
•	 Zimmer zusammenschaltbar machen

Dabei ist zu bedenken, dass Grundrisse 
förderfähig gestaltet werden müssen, 
aber auch Gemeinschaftsräume för-
derfähig sind. Die Interakation diverser 
Nutzungsgruppen kann über Gemein-
schaftsräume architektonisch vermit-

telt werden. Um abstrakte Bedarfe mit 
konkreten Bedarfen zu vermitteln, muss 
die Perspektive von Nutzungs-Interes-
sent:innen einbezogen und mit archi-
tektonischer Perspektive in Beziehung 
gesetzt werden. 
 
Betriebssystem 
 
Inklusives Wohnen bedeutet einen 
Mix aus temporärem und dauerhaftem 
Wohnen. Das wirft die Frage nach un-
terschiedlichen Zeithorizonten der Nut-
zungen auf, aber auch die Frage nach 
unterschiedlichen Nutzerverträgen, die 
für die Erstellung des B-Plans relevant 
sein kann.  
 
Während die meisten Wohnverhältnisse 
auf Dauer angelegt sind und dem Miet-
recht unterliegen, schließen soziale Trä-
ger Gewerbe-Mietverträge ab. Dabei ist 
allerdings auf den Unterschied zwischen 
sozialem und gewerblichem temporärem 
Wohnen zu achten. 
 
Bezüglich der Organisation stellt sich 
die Frage, ob diese zwei Arten der Nut-
zung sich in zwei verschiedenen Genos-
senschaften organisieren oder ob eine 
Genossenschaft beide Nutzungs-Arten 
aufnimmt. Hier bietet sich eine Trä-
ger-Genossenschaft, bei der Vereine 
und soziale Träger Mitglied werden. Das 
heißt, Gruppen müssen sich als Vereine 
selbst organisieren und werden dabei 
von der Trägergenossenschaft unter-
stützt. Die Vereine mieten Wohneinheiten 
gruppenweise, sodass Gruppen-Mitglie-
der per Untermietvertrag ausgetauscht 
werden und Gruppen über die Zimmer-
belegung selbst entscheiden können.  
 
Im Quartier Haus der Statistik könnten 
die Vereine im Quartiers-Gremium ver-
treten sein und zur Stärkung von Demo-
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kratie und Selbstverwaltung über das 
eigene Projekt hinaus beitragen.  
 
Selbstverwaltung ist nicht gleich Selb-
storganisation. So macht es einen 
Unterschied, ob ein Verein einen Ge-
neralmietvertrag für ein ganzes Haus 
unterzeichnet, der die Mitsprache über 

die Nebenkosten und die Gestaltung des 
Treppenhauses beinhaltet (das ginge 
in Richtung Selbstverwaltung), oder ob 
ein Hauptmietvertrag für eine Etage o.ä. 
abgeschlossen wird, der diese Mitspra-
cherechte nicht umfasst (das ginge in 
Richtung Selbstorganisation).
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